
Bundessozialgericht
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U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zuge5tellt am „ „„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„
240 Jan() 1967

g e g e n

Klägerin und Bevisionsbeklagte,

— Prozeßbevollmächtigter:
„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„

Der 12„ Senat des Bundessozialgerichts hat am l4oDe—

zember 1966 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident R a a c k

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter Bros c h u b e r t und

Bundesrichter DroF r i e d e r i c h s„
Bundessozialrichter w e b e r und

Bundessozialrichter Dr„ K a i s e r

für Recht erkannt :

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 180 März l966 mit

den ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufge—

hobeno

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin Anspruch

auf Rente wegen Berufsunfähigkeit (5 12H6 der Reichsver-
sicherungsordnung —RVO-) hat° Die Beklagte und das Sozialge—

richt (SG) haben das verneinto Das Landessozialgericht (LSG)

hat auf die Berufung der Klägerin dieser mit Urteil vom
18° März 1966, in dem die Revision nicht zugelassen ist,
die begehrte Rente ab lo Mai 1964 zuerkannto

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil Revision eingelegte

Sie rügt Verfahrensmängel und Verletzung des % 1246 RVOO

Die Beklagte beantragt sinngemäß;

das Urteil des LSG Berlin vom 18° März 1966 aufzu«
heben und die Berufung der Klägerin gegen das Urteil

des SG Berlin vom 70 September 1965 zurückzuweisen„

hilfsweise;

das Urteil des LSG Berlin vom 18° März 1966 aufzu»
heben und die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweiseno

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten als unzulässig zu ver—

werfen, hilfsweise‚ sie als unbegründet zurückzu—
weisen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung (5 124 Abs„ 2 des Sozialgerichtsge-

setzes - SGG-) einverstanden erklärt°
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Die Revision der Beklagten hat Erfolg° Sie ist„ obgleich das

Berufungsgericht sie nicht gemäß 5 162 Abs„ 1 Nr° 1 SGG

zugelassenhat‚ gemäß5 162Abs° 1 Nr° 2 sec statthaft„ da
die Beklagten einen wesentlichen Mangel des Verfahrens des

Berufungsgerichts rügt‚ der auch vorliegt (BSG l„ 150)„

Die Revision macht u„a° geltend„ der medizinische Sachver-

ständige Dr° J;:xixz -----habe in seinem Gutachten vom‘l2° Januar

l965 die Ansicht geäußert‚ der Klägerin seien keine größeren

Anmarschwege von und zur Arbeitsstelle zuzumuten° Hieraus]

habe das LSG aber nicht den Schluß ziehen dürfen‚ der in

Berlin«Kladow wohnenden Klägerin könnten die Anmarschwege nicht

zugemutet werden und sie sei daher berufsunfähigo Berücksich»

tige man„ was die Klägerin gegenüber diesem Sachverständigen

an Beschwerden vorgebracht habe (8„ 3 des Gutachtens}„ so
könne die Äußerung des Sachverständigen in Verbindung mit

den objektiven Befunden nur dahin verstanden werden‚ daß

überlange gußwege auszuscheiden hättenp Dem Gutachten

lasse sich aber nicht entnehmen; daß die Klägerin etwa außer"

stande sei„ öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen„ Wenn der

.Sachverständige dies gemeint haben sollte, hätte er hierauf

sicher hingewieseno Das Gutachten gebe also über das Ausmaß

der "Wegebeschränkung" kein klares Bild„ so daß sich das LSG
hätte gedrängt fühlen müssen, den Sachverständigen um eine

nähere Erläuterung zu bitten, was nach ihrer — der Beklagten
‘Überzeugung

- dazu geführt hätte„ daß der medizinische Sach—

der Lage erklärt hätte, Verkehrsmittel zu benutzen° Dann

aber hätte sich das Berufungsgericht verahlaßt sehen müssen„

die im Urteil erwähnte Entfernung der wohnungder Klägerin
zur nächsten Autobushaltestelle genauer festzustellen‚ um

ermessen zu können‚ ob der Klägerin der Weg dorthin zuzum

muten sei° "

-4-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Diese Rüge der Revision‚ das LSG habe den Sachverhalt nicht

hinreichend erforscht (@ 103 SGG)‚ ist entgegen der Auf-

fassung der Klägerin formgerecht (5 164 Abs„ 2 Satz 2 SGG)„
Die Revision hat nämlich im einzelnen alle Voraussetzungen

einer der Formvorschrift des 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG genü—
gendén Revisionsbegründung erfüllt° Denn bei einer Rüge der

mangelnden Sachaufklärung (@ 103„SGG) bestehen diese darin,
daß die Revision anzugeben hat‚ welche Tatsachen das LSG

noch hätte aufklären müssen, mit welchen Mitteln dies hätte

geschehen sollen und warum sich das LSG zu dieser ‘

weiteren Sachaufklärung hätte gedrängt fühlen müssen;

Die Revision hat einmal eine Aufklärung darüber für erforder-

lich gehalten, was der Sachverständige Dr„ J:;::: ''''''''''''unter

"Anmarschwegen" der Klägerin von ihrer Wohnung in Berlin-
Kladow bis zu

ihrer Arbeitsstätte verstanden hat; sie hat

auch das Mittel bezeichnet‚ mit Hilfe dessen die Aufklärung

geschehen soll, nämlich durch Erläuterung des schriftlichen

Gutachtens des Dr° J:;;ixzx durch diesen SaChverständigen

(% 118 Abs° 1 Satz 1 SGG'1OV„m„@411 Abs° 3 der Zivilpro-
zeßordnung —ZPO—)oDie Revision hat schließlich auch den

Grund angegeben, warum sich das LSG von seinem Rechtsstanda

punkt aus zu der von der Revision vérmißten Sachaufklärung

hätte gedrängt fühlen müssen: Das LSG hat es nämlich bei der

Prüfung der Frage„ ob die Klägerin berufsunfähig istn ent—

scheidend-darauf abgestellt‚ ob sie imstande ist? die "Ann

marsohwege" zu bewältigen°

Diese Rüge der Revision greift auch durch° Das LSG hat

sich zur Stütze seiner Entscheidung„ die Klägerin sei

wegen der Unzumutbarkeit größerer Wege zur und von der

Arbeitsstätte berufsunfähig, auf die Erklärung des Sachver-

ständigenDr° 33ä33iigberufen„ Die hier in Betracht kommen-

de Äußerung des Sachverständigen: "Auch sind der Klägerin

keine größeren Anmarschwege von und zur Arbeitsstelle zu»

..5..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5
;

mutbar" ( s„ 11 unten„ 12 obendes Gutachtens}istp wie die
Revision mit Recht beanstandet„ nicht klar genug„ um hierauf die

Entscheidung gründen zu können„ Das Wort "Anmarschweg" ist

nämlich vieldeutig° Es können darunter sowohl Fußwege als

auch Wege mit öffentlichen oder privaten Verkehrsmittelng

aber auch solche, die sowohl zu Fuß als auch mit öffentli-

chen oder privaten Verkehrsmitteln zurückgelegt werden„ ver-

standen werdeno Keineswegs ist es zwingend„ wie dies die

Klägerin
annehhen

will‚ daß wegen der "allgemeinen Er-'
fahrungstatsache" daß bei den Größenverhältnissen Ber-
lins und seiner Gliederung in Wohn- und Industriegebiete

die Benutzung von Verkehrsmitteln zur Bewältigung des Weges

zwischen Wohn— und Arbeitsplatz die Regel bilde„ und weil
dies einem in Berlin tätigen Sachverständigen gegen-
wärtig sei„ wenn er von 3Anmarsehwegen“ spreche} das Gut-

achten eindeutig ists Diese Auffassung der Klägerin kann

ebensogut zutreffend wie unzutreffend seine Aus dem Gut—

achten des Sachverständigen Dro Jülilt■ääläßt sich ein-

deutig weder etwas für die eine noch die andere Meinung

entnehmen° Die Beifügung "größere" zu dem Wort "Anmarsch«
wege" läßt ebenfalls nicht erkennen; welche Vorstellungen

der Sachverständige hiermit verbunden hat° Das LSG hätte

sich deshalb gedrängt fühlen müssen‚ den Sachverständigen

die Äußerung über die Unzumutbarkeit größerer Anmarschwege

dahin erläutern zu lassen‚ ob unter "Anmarschweg" ein solcher

allein zu Fuß oder zu Fuß und mit öffentlichen oder privaten

Verkehrsmitteln (LB° Bus„ Straßenbahn‚ Kraftfahrzeug) zu
verstehen ist und was die Kennzeichnung "größere" auf den
Fall der Klägerin bezogen bedeutet° Es wäre auch erfordern

lich gewesen‚ um die notwendigen tatsächlichen Grundlagen

für eine Befragung des Sachverständigen und die Entschei»°

dung über die Zumutbark@it von "Anmarschwegen" zu gewinnen‚
die Länge des Fußweges der Klägerin von ihrer Wohnung bis
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zur
nächsten Bushaltestelle

genau zu ermitteln„ die nach der

im Revisionsverfahren gemachten Angabe der Beklagten nur
250 bis 300 m betragen soll°

Dieses Ergebnis
vermag die Klägerin nicht dadurch auszu—

räumén, daß sie‚ gestützt auf die Meinung, "trotz des Amts—
ermittlungSprinzips” bestehe "eine gewisse Mitwirkungspflicht
der Parteien", es Jetzt der Beklagten verwehren will„ die
"Unklarheit" über die "Anmarschwege" in der Revision zu
rügen, nachdem sie daZU‘VOF dem LSG geschwiegen habe„ Der

Klägerin kann zwar darin beigepflichtet werden„ daß auch

den Beteiligten eine Mitwirkung abverlangt werden muß

(vgl° Peters/Sautter/Wolff, Kommazur SGb @103 Anm„ 3}°
Diese Mitwirkung hat aber nicht den Umfang, den ihr hier

die Klägerin beime$sen will° An eine Mitwirkung der Be-
klagten wäre etwa zu denken gewesen‚ wenn das LSG die

Beklagte aufgefordert hätte„ sich kritisch zu dem Sachver—

ständigehgutachten‚ vornehmlich zu dem Punkt der "Anmarsch—

wege", zu äußerno Eine derartige Auflage hat das LSG aber
nicht erteilt‚ so daß es auf Grund der dem Berufungsgericht

obliegenden Amtsermittlung3pflicht seine Aufgabe blieb‚

Unklarheiten des Gutachtens sachgerecht auszuräumen°

Da das Verfahren des Berufungsgerichts insofern bereits an

einem wesentlichen Verfahrensmangel leidet] kann es offen
bleiben, ob weitere Verfahrensmängel‚ wie sie die Revision

gerügt hat, vorliegen° > > ‘

Die damit zulässige Revision der Beklagten ist auch begrün—

det° Es ist nämlich möglich, daß das Berufungsgericht zu

einer anderen Entscheidung gelangt wäre‚ wenn es gesetzmäw

ßig verfahren wäre° Mangels ausreichender Feststellungen

kann das Bundessozialgericht in der Sache selbst nicht ent-
scheiden° Gemäß 5 170 Abs° 2 Satz 2 SGG muß daher das ange»
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fochtene Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden°

Das LSG wird die fehlenden Feststellungen über die Anmarsch-

wege der Klägerin und deren Zumutbarkeit zu treffen haben„

'Bei seiner erneuten Entscheidung wird das LSG gegebenenfalls

auch zu prüfen haben‚ ob der Klägerin zumindest ein Umzug

innerhalb von West-Berlin zuzumuten ist_(vgl„ BSGSozR RVO
'\

$ 1246 Nr° 2l und 41)°

Die Entscheidung über die Erstattung der außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens bleibt der das Verfahren ab-

schließenden Entscheidung vorbehalten°
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